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1 Einleitung 
In Übereinstimmung mit den Vorgaben des sechsten Umweltaktionsprogramms hat die 
Europäische Kommission am 24.10.2005 

– eine „Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament – 
Thematische Strategie für den Schutz und die Erhaltung der Meeresumwelt“ 
(Europäische Kommission 2005a), 

– einen „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im 
Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Richtlinie)“ (Europäische Kommission 
2005b) 

– sowie eine Folgenabschätzung (Impact Assessment; Europäische Kommission 
2005c) 

vorgelegt. Mit der thematischen Meeresschutzstrategie und der Meeresstrategie-
Richtlinie soll die Umweltsäule der zukünftigen Europäischen Maritimen Politik 
geschaffen werden, deren Ausgestaltung derzeit in Form eines Grünbuchs erarbeitet 
wird. Dies ist von besonderer Bedeutung, da mit dem Grünbuch ein europäisches 
Konzept zur wirtschaftlichen Entwicklung und zur Nutzung der Küsten- und 
Meeresräume vorgestellt werden soll, welches dringend einer Flankierung durch eine 
Meeresschutzstrategie bedarf. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) hat mehrfach, insbesondere in 
seinem ausführlichen Sondergutachten "Meeresumweltschutz für Nord- und Ostsee" 
(SRU 2004a) die Dringlichkeit eines integrierten Meeresschutzkonzepts der EU für die 
europäischen Meere dargelegt. Auf dieser Grundlage hat der SRU das im Jahr 2002 
vorgestellte Kommissionskonzept zur Entwicklung einer Meeresschutzstrategie 
(Europäische Kommission 2002) grundsätzlich begrüßt, aber auch eindringlich auf 
Defizite des Strategieansatzes hingewiesen (SRU 2003). Begrüßenswert waren der 
geplante sektorübergreifende integrierte Schutzansatz mit klaren Zielfestlegungen und 
Zeithorizonten sowie die beabsichtigte Konkretisierung von Maßnahmenkonzepten. 
Allerdings wies schon der seinerzeitige Strategieansatz grundlegende Defizite auf. 
Diese betrafen insbesondere die Ausklammerung wichtiger Problemsektoren wie 
Fischerei, Landwirtschaft und Seeschifffahrt. Außerdem war nicht erkennbar, wie eine 
konstruktive Kooperation der Europäischen Union (EU) mit den regionalen 
Meeresschutzabkommen, insbesondere mit der OSPAR- (Übereinkommen zum Schutz 
der Meeresumwelt des Nordostatlantiks von 1992), der Helsinki- (Übereinkommen zum 
Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebietes von 1992, HELCOM) und der 
Barcelona-Konvention (Übereinkommen zum Schutz des Mittelmeers vor 
Verschmutzung von 1976) gestaltet werden könnte. Leider ist nun zu konstatieren, 
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dass die jetzt vorgelegte thematische Strategie sowie der Richtlinienentwurf sogar 
noch hinter das ursprüngliche Kommissionskonzept aus dem Jahre 2002 zurückfallen. 
Die thematische Strategie verbindet eine eindringliche Problemanalyse mit einem in 
erheblichem Maße unzulänglichen Handlungskonzept in Form eines in Zielsetzung und 
Programmierung viel zu unverbindlichen Richtlinienentwurfs.  

 
2 Die Europäische Meeresschutzstrategie: 

Ausgestaltung und Kritik 
In der Mitteilung der Europäischen Kommission zur thematischen Strategie wird sehr 
eindrucksvoll die Notwendigkeit für eine Europäische Meeresschutzstrategie 
dargestellt. In den Ausführungen werden unter anderem die Bedeutung der marinen 
Ökosysteme als größte Quelle der Biodiversität und die Funktion der Meere für das 
gesamte Klimageschehen auf der Erde hervorgehoben. Außerdem betont die 
Europäische Kommission die Leistungen der Meeresregionen für den wirtschaftlichen 
Wohlstand, für das soziale Wohlbefinden und für die Lebensqualität in Europa. Derzeit 
sei die Meeresumwelt jedoch einem erheblichen Druck durch menschliche Aktivitäten 
ausgesetzt, der zu einem Verlust der Biodiversität, Veränderungen in den Strukturen 
der Meere, einem Verlust von Lebensräumen und zur Eutrophierung führt. So gehörten 
der Nordost-Atlantik, das Mittelmeer und das Schwarze Meer zu den 
Weltmeerregionen, in denen die Fischbestände am dringendsten der Regeneration 
bedürften. Gleichzeitig sei die Ökologie der Ostsee nachhaltig geschädigt und dieses 
Nebenmeer langfristig im Zustand der Eutrophierung eingeschlossen. Die wesentlichen 
Bedrohungen für die europäischen Meereslebensräume resultierten aus den Eingriffen 
durch die Fischereiwirtschaft, die Öl- und Gasförderung, landbasierte Aktivitäten wie 
Landwirtschaft und Industrie, Schifffahrt, Küstenentwicklung, Tourismus sowie Kies- 
und Sandentnahme. Zu den genannten Eingriffen käme noch der alles überlagernde 
anthropogene Klimawandel, welcher – von den hydrographischen und chemischen 
Bedingungen bis zur Biodiversität – die Gesamtheit der Meere beträfe. Die Schädigung 
der marinen Umwelt und damit einhergehend die Vernichtung des ökologischen 
Kapitals setze den durch die Nutzung der europäischen Meere und Ozeane 
generierten Wohlstand und die geschaffenen Arbeitsplätze aufs Spiel. Nach der 
Auffassung der Europäischen Kommission gebiete die Bedeutung der Meeresregionen 
für eine nachhaltige Entwicklung Europas dringlich den genannten negativen 
Entwicklungen entgegen zu treten, was somit auch der Erfüllung der Lissabonstrategie 
diene. 

Die wesentlichen Hindernisse für einen Erfolg versprechenden Schutz der 
europäischen Meere lägen insbesondere: 
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– in den in unterschiedlichen Politikfeldern ergriffenen Schutzmaßnahmen, die nicht 
angemessen auf den Meeresschutz ausgerichtet sind; 

– in der fehlenden Durchsetzungskraft der internationalen Konventionen zum Schutz 
bestimmter Meeresregionen (insbesondere OSPAR-, Helsinki- und Barcelona-
Konvention), die ansonsten einen sehr wichtigen Beitrag zum Schutz der Meere 
leisteten; 

– in einer unzureichenden Implementierung der internationalen Übereinkommen und 
fehlenden Durchsetzungsmechanismen und 

– in einer oftmals fehlenden Verknüpfung zwischen den verschiedenen Strategien, 
Empfehlungen, Konventionen, Übereinkommen und Richtlinien zum Schutz der 
Meere. 

Als Folgerung aus dieser Defizitanalyse sieht die Europäische Kommission die 
Notwendigkeit für eine integrierte Politik zum Schutz der europäischen Meere, die alle 
Eingriffe in die Lebensräume berücksichtige und klare Vorgaben für Ziele und 
Aktivitäten festlege (Europäische Kommission 2005a).  

Diese eindrucksvolle Problem- und Defizitanalyse der Europäischen Kommission deckt 
sich weit gehend mit derjenigen des SRU und des Netzwerkes Europäischer Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsräte (EEAC) (SRU 2004a; EEAC 2004). Problematisch an der 
Strategie ist aber eine eklatante Diskrepanz zwischen der eindringlichen Analyse und 
den unzureichenden Konsequenzen.  

– So erschöpft sich die Europäische Meeresschutzstrategie in einem 
Richtlinienvorschlag, mit der die Verantwortung für die Lösung der komplexen 
Meeresumweltprobleme weit gehend renationalisiert wird. Einhergehend mit dieser 
Renationalisierung werden wesentliche Politikfelder ausgeklammert, in denen die 
EU über die zentralen Kompetenzen verfügt. 

– Außerdem fehlen ein Konzept für die Weiterentwicklung des den Meeresschutz 
betreffenden europäischen Umweltrechts  

– sowie Vorgaben für die Verknüpfung der europäischen Handlungsebenen mit den 
internationalen Konventionen zum Schutz der Meere. 

Zur Renational is ierung der Verantwortung für den Meeresumweltschutz 

In Anbetracht der bereits heute existierenden starken Internationalisierung und 
Europäisierung einer Vielzahl der für den Meeresumweltschutz relevanten 
Sachbereiche muss die Beschränkung auf eine Meeresstrategie-Richtlinie in der 
ausschließlich die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, eigene Umweltziele und 
Maßnahmenprogramme zum Schutz der Meere zu entwickeln, innerhalb der 
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Europäischen Meeresschutzstrategie zweifelhaft erscheinen. Die Europäische 
Kommission begründet dies mit dem Hinweis auf die Vielfalt der Bedingungen und 
Bedürfnisse der Meeresumwelt der EU (Europäische Kommission 2005c, S. 8). 
Wenngleich derartige Unterschiede auf regionaler bzw. nationaler Ebene zweifellos 
gegeben sind, so zeigen doch allein die Vorgaben der internationalen Konventionen, 
dass trotz dieser Unterschiede eine stärkere normative Dichte der Richtlinienvorgaben 
erreichbar wäre. Dieser stehen aufgrund der starken grenzüberschreitenden 
Dimension des Meeresumweltschutzes auch keine durchgreifenden Bedenken im 
Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip des Art. 5 Abs. 2 Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft (EGV) entgegen. 

Landwirtschaft und Fischerei gelten auch nach der Einschätzung der Europäischen 
Kommission für einige Meeresgebiete als die wichtigsten Verursacher von 
Umweltschäden. Sowohl Landwirtschafts- als auch Fischereipolitik werden in erster 
Linie durch europäische Vorgaben bestimmt. Mit nationalen Meeresschutzstrategien, 
wie es derzeit vorgesehen ist, kann in diesen Politikfeldern kein wesentlicher Fortschritt 
erzielt werden. Nach Auffassung der Europäischen Kommission sollen die kürzlich 
umgesetzten Reformen innerhalb dieser Politiken ausreichend sein, um zur Herstellung 
eines guten Umweltstatus der Meere beizutragen. Diese Einschätzung ist angesichts 
einer europäischen Fischereipolitik nicht nachvollziehbar, in der die wissenschaftlichen 
Empfehlungen unter anderem des International Council for the Exploration of the Sea 
(ICES) für eine nachhaltige Bewirtschaftung der Fischbestände und zum Schutz der 
Ökosysteme vor den Fischereiaktivitäten bis zum heutigen Tage weit gehend ignoriert 
werden. Ähnliches gilt auch für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), die nicht 
verhindern konnte, dass dieser Sektor inzwischen für den Hauptanteil der 
Nitrateinträge in die Küstenmeere verantwortlich ist (SRU 2004a; 2004b; DAW und 
GRAY 2005). Es ist jetzt schon absehbar, dass die Mitgliedstaaten in den Bereichen 
dieser wesentlichen Gemeinschaftspolitiken ohne Änderung EU-rechtlicher Vorgaben 
wenig Substanzielles werden erreichen können und die Europäische Kommission mit 
Negativmeldungen rechnen muss. Auch wie die Europäische Kommission im weiteren 
Verfahren mit solchen Rückmeldungen der Mitgliedstaaten umzugehen hat, wird im 
vorgelegten Richtlinienentwurf nicht ausgeführt. Vorgesehen ist, dass in diesem Fall 
die Mitgliedstaaten aufgefordert sind, der Europäischen Kommission entsprechende 
Vorschläge für Aktivitäten zu unterbreiten und die Europäische Kommission daraufhin 
Stellung bezieht, inwieweit europäische Politiken diese Problemfelder bereits 
aufgreifen oder für die Zukunft Maßnahmen oder Anpassungen geplant sind 
(Europäische Kommission 2005a, S. 7). Dieser Umweg über Problemmeldungen der 
Mitgliedstaaten bedeutet angesichts des bereits vorhandenen Erkenntnisstandes eine 
unnötige, sachlich nicht nachvollziehbare Zeitverzögerung.  



 5

Da sehr viele Eingriffe in die Meeresumwelt nur durch eine europäische Rechtssetzung 
beeinflusst werden können, bleiben den Mitgliedstaaten nur wenige Bereiche, in denen 
sie mit eigenen Maßnahmen Verbesserungen erzielen können. Trotzdem ist die 
Vorgabe grundsätzlich richtig, die Mitgliedstaaten aufzufordern, nationale 
Meeresschutzstrategien als Teil eines Gesamtkonzepts für eine Europäische 
Meeresschutzstrategie zu erarbeiten. Insbesondere in den Sektoren Fischerei, 
Landwirtschaft und Seeschifffahrt ist die Europäische Kommission aber selbst 
gefordert, ein Schutzkonzept zu entwickeln und klare Zielvorgaben und 
Maßnahmenprogramme inklusive eines verbindlichen Zeitplans vorzuschlagen. Der 
grundlegende Ansatz der EU-Strategie lässt – in eklatantem Widerspruch zum eigenen 
Anspruch – einen integralen, alle Verursacher umfassenden Ansatz vermissen und ist 
somit nicht zielführend. Ganz im Gegenteil hinterlässt die Europäische Kommission mit 
dem Hinweis auf ihrer Meinung nach ausreichende Reformen in den ausgeklammerten 
Politikfeldern den Eindruck, als wollte sie sich aus der Verantwortung ziehen.  

Zum fehlenden Konzept einer Weiterentwicklung des europäischen 
Umweltrechts  

Aber nicht nur andere Sektoren werden ausgeklammert, es fehlt auch die dringende 
Verknüpfung zu anderen europäischen Richtlinien wie der Wasserrahmenrichtlinie, der 
Nitratrichtlinie und der Kommunalabwasserrichtlinie, die dem Schutz des Inland-
Süßwassers dienen und die somit auch den Meeresumweltschutz betreffen. Da diese 
Richtlinien aber die Besonderheit der Meere unter anderem als letzte Senke nicht 
berücksichtigen, wäre es erforderlich, hier eine Anknüpfung zu schaffen, was aber 
innerhalb des Strategievorschlags nicht erfolgt. Die Europäische Kommission selbst 
weist auf die bestehende Inkonsistenz von Maßnahmen, Programmen und 
Zielvorgaben hin, die zwar dem Schutz der Meere dienen, aber nicht immer explizit für 
dieses Schutzziel entwickelt wurden. Leider zieht die Europäische Kommission daraus 
nicht die nötigen Konsequenzen.  

Zur fehlenden Anknüpfung an die internat ionalen 
Meeresschutzkonventionen  

Unklar bleibt auch, wie eine sachgerechte Verknüpfung zwischen der Europäischen 
Meeresschutzstrategie und den existierenden internationalen Meeresschutz-
konventionen sichergestellt werden soll. Sowohl die Europäische Gemeinschaft als 
auch ihre Mitgliedstaaten sind Vertragspartner wichtiger internationaler 
Übereinkommen zum Schutz der Meeresregionen wie zum Beispiel der OSPAR- sowie 
der Helsinki-Konvention und damit an die Vorgaben dieser Vereinbarungen gebunden. 
Der SRU hat bereits in seinem Sondergutachten zum Meeresumweltschutz für Nord- 
und Ostsee darauf hingewiesen, dass das Europarecht aufgrund seiner 
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Rechtsverbindlichkeit und Sanktionsbewehrung einen wichtigen Beitrag zur wirksamen 
Umsetzung der Ziele und Maßnahmen internationaler Meeresschutzübereinkommen 
liefern kann (SRU 2004a, Tz. 508 ff.). Eine insoweit beabsichtigte aktivere Rolle der 
Europäischen Gemeinschaften ist der Strategie nicht zu entnehmen. Auch der 
Richtlinienentwurf verweist lediglich darauf, dass sich die Mitgliedstaaten bei der 
Erarbeitung nationaler Meeresschutzstrategien soweit möglich auf bestehende 
Programme und Maßnahmen, die im Rahmen von Strukturen internationaler 
Übereinkommen entwickelt werden, stützen sollen (Art. 5 Abs. 2 UAbs. 2 des 
Entwurfs). Der Europäische Kommissionsvorschlag wird somit nicht dem Anspruch 
gerecht, zu einem besseren Vollzug internationaler Konventionen beizutragen. 
Vielmehr bleibt den Mitgliedstaaten die Entscheidung überlassen, welchen Stellenwert 
sie den verbindlichen Vorgaben der völkerrechtlichen Konventionen und den in ihrem 
Rahmen entwickelten Beschlüssen bei der Erarbeitung der nationalen 
Meeresschutzstrategien einräumen.  
 
3 Der Entwurf der Meeresstrategie-Richtlinie 

zum Schutz der europäischen Meere 
Das eigentliche Handlungskonzept innerhalb der Europäischen Meeresschutzstrategie 
reduziert sich auf den Entwurf für eine Meeresstrategie-Richtlinie, deren Ausgestaltung 
und Umsetzung ausschließlich in der Verantwortung der Mitgliedstaaten liegt. Die 
Richtlinie soll einen Rahmen zur Entwicklung von nationalen Meeresschutzstrategien 
für die europäischen Meere schaffen, mit deren Hilfe ein guter Umweltstatus in den 
europäischen Meeren bis zum Jahr 2021 erreicht werden soll (Art. 1). Der gute 
Umweltstatus betrifft die Struktur, Funktion und die innerhalb des natürlichen 
Lebensraumes stattfindenden Prozesse. Der Geltungsanspruch des Richtlinien-
Entwurfs erstreckt sich auf die Meeresflächen von der Basislinie der territorialen 
Gewässer bis zur äußersten Grenze, an der die Souveränität oder Jurisdiktion der 
Mitgliedstaaten noch Gültigkeit hat (entspricht der 12- bzw. 24-Seemeilenzone und – 
soweit ausgewiesen – der Ausschließlichen Wirtschaftszone) und soll sowohl den 
Wasserkörper als auch den Meeresboden und darunter befindliche Sedimentschichten 
mit einschließen (Art. 2).  

In dem Richtlinienvorschlag werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, für ihre 
Meeresregionen nach dem folgenden Zeitplan eine eigene Meeresschutzstrategie zu 
entwickeln (Art. 4): 

– Innerhalb von vier Jahren nach In-Kraft-Treten der Meeresstrategie-Richtlinie sollen 
die Bewertung des derzeitigen Umweltstatus der betroffenen Meeresgewässer und 
der durch menschliche Aktivitäten erfolgten Eingriffe abgeschlossen sein 
(Bestandsaufnahme); 
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– im gleichen Zeitrahmen muss der gute Umweltstatus für die betreffenden Gewässer 
definiert werden; 

– für die Festlegung der Umweltziele sind fünf Jahre vorgesehen (Zielfindung); 

– innerhalb von sechs Jahren muss ein Monitoringprogramm für eine kontinuierliche 
Überwachung des Umweltzustandes und zur Überprüfung der Zielerreichung 
implementiert werden (Monitoring); 

– spätestens bis zum Jahr 2016 soll ein Maßnahmenprogramm mit dem Ziel, den 
guten Umweltstatus zu erreichen, entwickelt sein (Planung); 

– dieses Programm muss bis spätestens 2018 operationalisiert werden 
(Operationalisierung). 

Die Mitgliedstaaten mit Meeresgewässern innerhalb der gleichen Meeresregionen oder 
-unterregionen sind aufgefordert, ihre Aktivitäten miteinander, aber auch mit 
Drittstaaten außerhalb der EU zu koordinieren. Für diese Koordination sollen 
bestehende Institutionen genutzt werden. Die zu erarbeitenden Strategien können auf 
bereits existierende Programme, die im Rahmen von internationalen Übereinkommen 
etabliert wurden, aufgebaut werden (Art. 5). 

Der erste Schritt in der Entwicklung nationaler Meeresschutzstrategien ist die 
Bestandsaufnahme und beinhaltet die Beschreibung des Gewässers, eine 
Charakterisierung (biologische, physikalisch-chemische und hydromorphologische 
Eigenschaften) des Lebensraumes, der Eingriffe und die ökonomische sowie soziale 
Analyse der Nutzung und der entstehenden Kosten durch die Schädigung des 
natürlichen Lebensraumes (Art. 7). 

Für die Festlegung eines guten Umweltstatus als erster Schritt zur Zielfindung 
verpflichtet sich die Europäische Kommission selbst innerhalb von zwei Jahren 
qualitative Merkmale und detaillierte Kriterien sowie Standards zu entwickeln (Art. 8). 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, für jede 
Maßnahme in ihrem Programm die sozialen und ökonomischen Auswirkungen zu 
berücksichtigen. Somit sollten die Mitgliedstaaten, bevor sie eine Maßnahme 
umsetzen, diese einer detaillierten Kosten-Nutzen-Abschätzung unterziehen (Art. 12). 

Nach Artikel 13 der Meeresstrategie-Richtlinie muss ein Mitgliedstaat der Europäischen 
Kommission umgehend mitteilen, wenn er einen Bereich identifiziert, in dem die 
gesetzten Ziele durch eigene Maßnahmen wegen 

– Aktivitäten oder fehlenden Aktivitäten anderer Mitgliedstaaten oder Drittländer, 

– natürlicher Ursachen oder höherer Gewalt oder 
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– Aktivitäten mit übergeordnetem öffentlichem Interesse, welches schwerer wiegt als 
der Eingriff in die Umwelt 

nicht erzielt werden können. 

Gemäß Artikel 14 ist die Europäische Kommission davon zu unterrichten, wenn ein 
Mitgliedstaat einen Eingriff in den Umweltstatus seines Meeresgewässers identifiziert, 
der nicht durch Maßnahmen auf nationaler Ebene behoben werden kann.  

Die Europäische Kommission behält sich vor, sämtliche Programme der 
Mitgliedstaaten auf die Zielerreichung eines guten Umweltstatus auch in Hinblick auf 
ihre europaweite Kohärenz zu überprüfen und im Falle einer Nichtübereinstimmung mit 
der Meeresstrategie-Richtlinie abzulehnen (Art. 15). 

Weitere Punkte in der Richtlinie betreffen eine alle sechs Jahre durchzuführende 
Evaluierung der einzelnen nationalen Meeresschutzprogramme durch die 
Mitgliedstaaten, die Einbeziehung aller Betroffenen in den Erarbeitungsprozess, die 
Informationspflicht gegenüber der Öffentlichkeit sowie die Berichtspflicht der 
Mitgliedstaaten gegenüber der Europäischen Kommission (Art. 16-19). 

Es ist vorgesehen, dass die Richtlinie spätestens 15 Jahre nach In-Kraft-Treten einer 
Evaluierung unterzogen werden soll (Art. 20) (Europäische Kommission 2005b). 

 
4 Kritik am Richtlinienentwurf 
Neben dem Vorschlag für ein Handlungskonzept, dessen Ausgestaltung und 
Umsetzung ausschließlich den Mitgliedstaaten obliegt, ist auch der Richtlinienentwurf 
selbst kritikwürdig. Eine zentrale Schwäche der Meeresstrategie-Richtlinie ist der sehr 
wenig ambitionierte Zeitplan. Die ersten vier Jahre nach In-Kraft-Treten der Richtlinie 
dienen der Beschreibung des Meeresraumes und Erhebung bestehender Schäden und 
Eingriffe. Da im Rahmen der bestehenden internationalen Kooperationen zum Schutz 
der Meere bereits umfangreiche Bestandsaufnahmen erarbeitet wurden, ist insofern 
eine Verfahrensbeschleunigung gut zu rechtfertigen. Für die Implementierung eines 
Monitoringprogramms sind wiederum sechs Jahre vorgesehen, wobei dies eigentlich 
die Voraussetzung für eine Zustandsbewertung des Ökosystems darstellt. Selbst wenn 
man berücksichtigt, dass die vorgesehene Richtlinie frühestens in drei Jahren in Kraft 
treten kann, bleibt den Mitgliedstaaten noch Zeit bis 2016, um Maßnahmenprogramme 
zu entwickeln und bis 2018 um diese dann umzusetzen und somit zehn Jahre in denen 
keinerlei positive Entwicklungen zu erwarten sind. Bis zum Jahr 2021 soll dann aber 
bereits ein guter Umweltstatus erzielt werden. Geht man davon aus, dass von den 
Mitgliedstaaten für die einzelnen Meeresregionen ähnlich ambitionierte Ziele wie in den 
Programmen der regionalen Meeresschutzkonventionen festgesetzt werden, so ist eine 
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Zielerreichung in den verbleibenden drei Jahren mit Beginn der Operationalisierung der 
Maßnahmen unrealistisch. Außerdem empfiehlt es sich unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen, die bei der Umsetzung der Luftqualitätsrahmenrichtlinie gemacht wurden, 
Zwischenziele zu formulieren. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die Mitgliedstaaten 
viel Zeit vergehen lassen, in denen sie keinerlei Aktivitäten entfalten und dann mit 
Ablauf der Frist plötzlich erheblicher Handlungsdruck entsteht, der zu ineffizienten und 
durch Aktionismus geprägten Maßnahmenprogrammen führt. 

Ein Punkt innerhalb der Richtlinie, der durchaus positiv gewertet werden könnte, ist das 
ambitionierte Ziel, bis zum Jahr 2021 einen guten Umweltstatus in den europäischen 
Meeren zu erreichen. Allerdings bleibt die Definition, was mit einem guten 
Umweltstatus gemeint ist, den Mitgliedstaaten überlassen, wobei die Europäische 
Kommission für diesen Prozess erforderliche Kriterien und Standards liefern will. Hier 
besteht das Risiko, dass einige Mitgliedstaaten entweder sehr vage oder sehr 
schwache Ziele definieren. Ob die geforderte Kooperation zwischen den 
Anrainerstaaten und die von der Europäischen Kommission zu setzenden Standards 
dies verhindern, bleibt fraglich. 

Der Richtlinienvorschlag sieht vor, dass jede von den Mitgliedstaaten getroffene 
Maßnahme vorher einer Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen werden soll. Diese 
Forderung nach einer Kosten-Nutzen-Analyse ist insbesondere deshalb 
unverständlich, weil das Ziel, nämlich einen guten Umweltstatus bis zum Jahr 2021 zu 
erreichen, ja bereits festgelegt ist. Aus diesem Grunde wären in diesem Fall – wenn 
überhaupt – Kosten-Wirksamkeits-Analysen angebracht. Aber auch in der 
Entscheidung für dieses Instrument muss darauf geachtet werden, dass eine 
zielführende und dem zeitlichen Rahmen angepasste Umsetzung der Maßnahmen 
realisierbar bleibt.  

Wenn man den derzeitigen Richtlinienvorschlag mit der Mitteilung der Europäischen 
Kommission zu einer Europäischen Meeresschutzstrategie aus dem Jahr 2002 
vergleicht, so entsteht der Eindruck, dass der Stellenwert des Meeresumweltschutzes 
in der Europäischen Kommission schwächer geworden ist (SRU 2003). Die 
Europäische Kommission ist scheinbar nur in der Lage, einen rudimentären Rahmen 
für eine Europäische Meeresschutzstrategie zu liefern und will dann abwarten, ob es 
durch den zu erwartenden Diskussionsprozess mit den Mitgliedstaaten, die sehr bald 
mit eigenen Maßnahmenprogrammen an ihre Grenzen stoßen werden, möglich wird, 
notwendigen politischen Druck aufzubauen, um dann Aspekte des 
Meeresumweltschutzes in andere Politiksektoren zu integrieren. Scheinbar fehlt der 
Europäischen Kommission zurzeit der Mut oder der politische Wille einen dringend 
geforderten sektorübergreifenden Ansatz für eine Europäische Meeresschutzstrategie 
vorzulegen (SRU 2004a; EEAC 2004). 
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5 Abschließende Bewertung und Empfehlungen 

5.1 Die Notwendigkeit für einen umfassenden 
strategischen Ansatz  

In der von der Europäischen Kommission durchgeführten Defizitanalyse werden viele 
Schwächen der derzeitigen Meeresschutzpolitik identifiziert; dies kann aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die grundlegenden Anforderungen an eine Europäische 
Meeresschutzstrategie alleine mit der vorgeschlagenen Meeresstrategie-Richtlinie, die 
sich ausschließlich an die Mitgliedstaaten richtet, nicht erfüllbar sind. Es ist zwar zu 
begrüßen, dass die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, nationale 
Meeresschutzstrategien zu entwickeln, und auch das Ziel eines guten Umweltstatus in 
den europäischen Meeren bis 2021 ist positiv zu bewerten. Derzeit ist aber nicht 
erkennbar, wie dieses selbstgesteckte Ziel allein mit der geplanten Richtlinie, die sich 
durch einen relativ geringen normativen Gehalt auszeichnet, erreicht werden kann. 
Das, was die Europäische Kommission mit dem Entwurf der Meeresstrategie-Richtlinie 
vorgelegt hat, entspricht einem im höchsten Maße unzureichendem Handlungskonzept 
zum Schutz der Meere. Das, was aber von einer Europäischen Meeresschutzstrategie 
erwartet wird, nämlich ein sektorenübergreifendes, integrierendes Aktionsprogramm 
zum Schutz der Meere, mit klaren Zielvorgaben und einem stringenten Zeitplan, wird 
mit diesem reduzierten Handlungskonzept nicht geliefert. Es ist sehr zweifelhaft, dass 
innerhalb des anstehenden Diskussionsprozesses nach der Implementierung der vage 
gehaltenen Richtlinie noch entsprechender politischer Druck aufgebaut wird, um 
Maßnahmen zum Schutz der Meere in andere Politiksektoren zu integrieren. Der SRU 
empfiehlt der Bundesregierung, sich innerhalb der weiteren Ausarbeitung der 
thematischen Strategie und der Meeresstrategie-Richtlinie und in den anstehenden 
Diskussionsprozessen im Europäischen Rat und im Parlament dafür einzusetzen, dass 

– eine Integration des Meeresschutzes in die relevanten gemeinschaftlichen 
Sektorpolitiken insbesondere die GAP, die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) und 
die Verkehrspolitik erfolgt, 

– eine Anpassung des bestehenden EU-Umweltrechts an die Erfordernisse des 
Meeresumweltschutzes (insbesondere Wasserrahmenrichtlinie und Nitratrichtlinie) 
und eine verbesserte Koordination der rechtlichen Instrumente zum Schutz der 
Meere untereinander und mit den Sektorpolitiken vorgenommen wird, 

– eine explizitere Integration der bereits vereinbarten Ziele und Maßnahmen der 
internationalen Konventionen und der dort erarbeiteten Programme in die 
Europäische Meeresschutzstrategie stattfindet, 



 11

– ein realistischer Zeitplan einschließlich notwendiger Zwischenziele, mit dem es 
gelingt, bis 2021 einen guten Umweltstatus in den europäischen Meeren zu 
erreichen, innerhalb der Richtlinie erarbeitet wird.  

5.2 Die Reformvorschläge des SRU im Einzelnen 
Zur Konkretisierung der Vorschläge wird im Folgenden auf den vom SRU (2004a) in 
seinem Sondergutachten "Meeresumweltschutz für Nord- und Ostsee" identifizierten 
Revisionsbedarf in den Sektorpolitiken der EU und im bestehenden EU-Umweltrecht 
hingewiesen:  

Die Reform der Gemeinsamen Fischereipol i t ik (GFP) 

Die geltenden Regelwerke zur GFP normieren – trotz mancher 
Verbesserungsmöglichkeiten im Detail – durchaus anspruchsvolle Ziele und beinhalten 
die wesentlichen Instrumente für eine nachhaltige Fischereiwirtschaft. Ihre effektive 
Anwendung steht jedoch noch aus. Aus diesem Grunde ist es dringend erforderlich, 
auf Folgendes wesentlich konsequenter als bisher hinzuwirken: 

– Der Bau neuer Fangschiffe darf nicht mehr durch die Gemeinschaft oder die 
Mitgliedstaaten gefördert werden. Auch Subventionen, die nur mittelbar zum Erhalt 
der Überkapazitäten beitragen, sollten eingestellt werden. 

– Das alleinige Kriterium für die Festlegung von Fangquoten müssen die 
wissenschaftlichen Empfehlungen (u. a. des ICES) sein. Soweit erforderlich sollten 
mehrjährige Fangmengenbeschränkungen im Rahmen der Bewirtschaftungs- und 
Wiederauffüllungspläne für alle relevanten Bestände verhängt werden. 

– Um die Beifänge zu vermindern, müssen größere Maschenöffnungen, sowie 
Scheuchvorrichtungen und Fluchtfenster vorgeschrieben und Leitlinien entwickelt 
werden, durch die die Fischer zur Meidung von beifangintensiven Gebieten 
angehalten werden. Ein Schutzgebietsnetz sollte insbesondere auch unter dem 
Aspekt der Beifänge festgelegt und ein generelles, mit wirksamen Sanktionen 
bewehrtes Rückwurfverbot eingeführt werden. 

– Der Europäischen Kommission sollten wesentlich mehr "Vollzugskompetenzen" in 
Bezug auf Sofortmaßnahmen zum Schutz der Fischbestände und des marinen 
Ökosystems eingeräumt werden. 

– Die Überwachung der Fischereiaktivitäten sollte in stärkerem Maße von zentralen, 
möglichst europäischen Einrichtungen der Europäischen Kommission durchgeführt 
werden. 
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– Zur Effektivierung der Fangmengenbewirtschaftung sollte ferner erwogen werden, 
die Fangquoten flexibler im Sinne individueller Verfügungsrechte der Fischer am 
Fischbestand auszugestalten (SRU 2004a, Tz. 265 ff.). 

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpol i t ik (GAP) 

Es ist dringend erforderlich die Landwirtschaft den ökologischen Bedingungen der 
Nachhaltigkeit, insbesondere auch dem Gesichtspunkt des Meeresschutzes, 
anzupassen. Dafür ist eine weitere, über den im Juni 2003 erzielten Agrar-Kompromiss 
hinausgehende Reform der GAP, vor allem im Hinblick auf folgende Punkte, 
unverzichtbar: 

– Die auf Produktionssteigerung ausgerichteten Ziele des Art. 33 Abs. 1 EG sollten 
durch eine umweltorientierte Formulierung ersetzt werden, 

– die Meeresumweltschutzziele sind tatsächlich in die Gestaltung der 
Landwirtschaftspolitik zu integrieren (vgl. Art. 6 EG), 

– die Zahlung von Agrarbeihilfen ist konsequent, also ohne weit reichende 
Ausnahmen, von der Produktionsmenge zu entkoppeln und 

– die Modulation, das heißt die Umschichtung von Finanzmitteln von der 1. in die 
2. Säule der GAP, sollte in einem erheblich größeren Umfang als bisher vollzogen 
werden (SRU 2004a, Tz. 334 ff.). 

Verkehrspol i t ik 

Die Seeschifffahrt bedarf dringend einer grundlegenden Ökologisierung. Dies betrifft 
einerseits eine Weiterentwicklung der geltenden Umweltschutz- und 
Sicherheitsanforderungen und anderseits einen wesentlich besseren Vollzug auch der 
bereits geltenden Bestimmungen. Dabei sind folgende Punkte von besonderer 
Bedeutung:  

– Die konsequente Durchsetzung des beschleunigten phasing-out von Ein-Hüllen-
Tankschiffen und des Transportverbots von Schweröl in solchen Schiffen bedeutet 
einen wesentlichen Schritt für den Schutz der Meeresumwelt. 

– Es muss sichergestellt werden, dass alle Mitgliedstaaten für sämtliche Häfen und 
Ankerplätze eine ausreichende Anzahl von Inspektoren bereitstellen und die 
Mindestkontrollquote von 25 % der in die Häfen einlaufenden Schiffe erfüllen. 

– Des Weiteren sollte darauf hingewirkt werden, dass zukünftig auch die vor 2002 
ausgebildeten Seeleute den Anforderungen des Internationalen Übereinkommens 
über Normen für die Ausbildung, die Erteilung von Befähigungszeugnissen und den 
Wachdienst von Seeleuten (STCW-Übereinkommen) von 1995 beziehungsweise 
der entsprechenden europäischen Richtlinie 2001/25/EG gerecht werden. 
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– Im Hinblick auf die Einleitungen von Betriebs- und Ladungsrückständen und das 
Einbringen von Schiffsabfällen in die Meere plädiert der SRU dringend dafür, 
diesem Verschmutzungspfad verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Die EG-
Maßnahmen bezüglich Hafenauffangeinrichtungen, Hafenstaatkontrollen und 
Verkehrsüberwachung stellen wichtige – wenngleich ergänzungsbedürftige – 
Schritte dar, um diese Einträge zu reduzieren. 

– Zur Minderung der schifffahrtsbedingten Luftverunreinigungen ist es erforderlich, 
zumindest zunächst für die Gemeinschaftsgewässer und -häfen Grenzen für den 
Schwefelgehalt des in der Seeschifffahrt verwendeten Kraftstoffs festzulegen. In 
gleicher Weise sollten dringend die NOx-Emissionen aus der Seeschifffahrt 
verbindlich begrenzt werden (SRU 2004a, Tz. 359 ff.). 

EU-Umweltrecht 

Das in den Programmen der internationalen Konventionen vereinbarte 
Generationenziel – kontinuierliche Reduktion der Einträge gefährlicher Stoffe bis zur 
vollständigen Unterbindung im Jahr 2020 mit dem Ziel, die Konzentrationen dieser 
Substanzen in der Meeresumwelt auf ein Niveau "nahe Null" beziehungsweise nahe 
der natürlichen Hintergrundkonzentrationen zu senken – sollte in allen einschlägigen 
EG-Regelungen verankert werden (SRU 2004a, Tz. 291 ff.). 

Wasserrahmenrichtl inie 

– Die Festlegung so genannter prioritärer Stoffe und die folgende Auswahl prioritärer 
gefährlicher Stoffe nach der Wasserrahmenrichtlinie müssen auf die Erfordernisse 
des Meeresumweltschutzes abgestellt werden. Als prioritär gefährliche Stoffe sind 
zumindest diejenigen Schadstoffe zu qualifizieren, die in den Listen von OSPAR und 
HELCOM über prioritär zu behandelnde Stoffe genannt sind. 

– Es ist von essenzieller Bedeutung, dass sich die Mitgliedstaaten auf 
Gemeinschaftsebene zügig auf Emissionsgrenzwerte jedenfalls für diejenigen als 
prioritär eingestuften Stoffe verständigen, die noch keinen hinreichenden 
Beschränkungen unterliegen, und dass darüber hinaus auf nationaler Ebene 
Emissionsgrenzwerte für weitere im Anhang der Wasserrahmenrichtlinie genannte 
Schadstoffe festgelegt werden. 

– Dem SRU erscheint es ferner geboten, im Hinblick auf die Eutrophierung und die 
Schadstoffeinträge auf die Unterschiede zwischen Wirkbereich und Geltungsbereich 
der Wasserrahmenrichtlinie hinzuweisen: Über den Geltungsbereich von einer 
Seemeile ab Küstenlinie hinaus sind die Meere nämlich durch die 
Wasserrahmenrichtlinie zumindest indirekt durch eine Reduzierung der landseitigen 
Nährstoffeinträge geschützt. Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme 
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sollen zum Schutz der Hoheits- und Meeresgewässer beitragen 
(21. Erwägungsgrund, Art. 1 Wasserrahmenrichtlinie), sodass für Stickstoff und 
Phosphat nicht allein auf den Zustand der Binnengewässer und des küstennahen 
Bereichs abzustellen ist, sondern die Begrenzungen von Nährstoffeinträgen und 
Schadstoffbelastungen an der Empfindlichkeit der Meere insgesamt zu orientieren 
sind (SRU 2004a, Tz. 347 ff.). 

Nitratr icht l inie 

– Der SRU hält eine Revision der Nitratrichtlinie für dringend geboten. Dabei sollte die 
Höchstmengenregelung der Nitratrichtlinie für Reinstickstoff wegen der 
Standortabhängigkeit, aber auch und gerade mit Blick auf die Problematik der 
Vollzugskontrolle durch eine flächenbezogene Tierbesatzbegrenzung ergänzt 
werden.  

– Bedeutende Verminderungen der Nährstoffbelastungen könnten erreicht werden, 
wenn die Nitratrichtlinie gemeinschaftsweit in der Praxis endlich auch – wie 
eigentlich geboten – auf Küsten- und Meeresgewässer angewendet würde. 
Eutrophierte oder eutrophierungsgefährdete Küsten- und Meeresbereiche sind nach 
dem geltenden Recht als gefährdete Gebiete auszuweisen und zu behandeln (SRU 
2004a, Tz. 322 ff.). 

Naturschutz 

Um einen gebietsbezogenen Schutz besonders wertvoller, repräsentativer und/oder 
sensibler Lebensräume und Arten zu gewährleisten, empfiehlt der SRU, das durch die 
Fauna-Flora-Habitat- und die Vogelschutzrichtlinie vorgegebene, sowie durch das 
HELCOM-Programm für ein Schutzgebietsnetz (System of Coastal and Marine Baltic 
Sea Protection Areas – BSPA) und das OSPAR-Schutzgebietsprogramm angestrebte 
integrierte Schutzgebietsnetz so zügig und effektiv wie möglich zu etablieren. 
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